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Sehr geehrte Frau Kollegin, 

 

Ihre Frage, Arbeitsnummer 07 (BT-Drs. 20/1816), beantworte ich wie folgt: 

 

Frage: 

Wie unterstützt die Bundesregierung die Anerkennung von im Ausland erworbenen 

Berufsqualifikationen in Deutschland für Geflüchtete aus verschiedenen Herkunftsländern, 

ähnlich den geflüchteten Menschen aus der Ukraine 

(https://www.bmbf.de/bmbf/shareddocs/faq/informationen-fuer-gefluechtete-

ukraine.html)? 

 

Antwort: 

Der Rechtsanspruch auf ein Anerkennungsverfahren besteht unabhängig von der 

Staatsangehörigkeit und dem Wohn- oder Ausbildungsort sowie dem Aufenthaltsstatus. 

Gleiches gilt grundsätzlich auch für die diversen Beratungsangebote, unabhängig von der 

Trägerschaft oder der Finanzierungsstruktur. 

Die Informations- und Beratungsangebote zur Anerkennung einer im Ausland erworbenen 

Berufsqualifikation stehen daher grundsätzlich allen interessierten Personen, unabhängig von 

deren Staatsangehörigkeit, zur Verfügung. Sie sind nicht auf geflüchtete Menschen aus der 

Ukraine beschränkt.  

 



 

 

SEITE 2 Die Bundesregierung führt derzeit regierungsintern und mit den Ländern Gespräche zu 

Verfahrenserleichterungen. Dazu gehört auch die Prüfung, welche Unterlagen in welcher Form 

vorgelegt werden müssen. Beschleunigung und Vereinfachung erreichen wir durch mehr 

Vereinheitlichung und Standardisierung im Ländervollzug. Hier wird auch die Digitalisierung 

der Antragsverfahren einen Beitrag leisten, zu der in Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes 

vom Land Nordrhein-Westfalen für die Berufsgruppe der Ärztinnen und Ärzte der Start der 

Online-Antragstellung vorbereitet wird. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Jens Brandenburg 


